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Landesplanung zuständige Stelle nicht innerhalb einer Frist von zwei 
Monaten, kann die Gemeinde davon ausgehen, daß raumordnerische 
Bedenken nicht erhoben werden!

§5
Inhalt des Flächennutzungsplans

(1) Im Flächennutzungsplan ist für das ganze Gemeindegebiet die 
sich aus der beabsichtigten städtebaulichen Entwicklung ergebende 
Art der Bodennutzung nach den voraussehbaren Bedürfnissen der 
Gemeinde in den Qrundzügen darzustellen. Aus dem Flächennut­
zungsplan können Flächen und sonstige Darstellungen ausgenommen 
werden, wenn dadurch die nach Satz 1 darzustellenden Grundzüge 
nicht berührt werden und die Gemeinde beabsichtigt, die Darstellung 
zu einem späteren Zeitpunkt vorzunehmen; im Erläuterungsbericht 
sind die Gründe hierfür darzulegen. Darstellungen können bis zur 
Aufstellung des Flächennutzungsplans nach Satz 1 für räumliche und 
sachliche Teile getroffen werden (Teil-Flächennutzungsplan), wenn 
dies für die städtebauliche Entwicklung der Gemeinde vordringlich 
ist; die Verpflichtung nach Satz 1 bleibt unberührt.

(2) Im Flächennutzungsplan können insbesondere dargestellt wer­
den:

1. die für die Bebauung vorgesehenen Flächen nach der allgemei­
nen Art ihrer baulichen Nutzung (Bauflächen), nach der beson­
deren Art ihrer baulichen Nutzung (Baugebiete) sowie nach dem 
allgemeinen Maß der baulichen Nutzung; Bauflächen, für die 
eine zentrale Abwasserbeseitigung nicht vorgesehen ist, sind zu 
kennzeichnen;

2. die Ausstattung des Gemeindegebiets mit Einrichtungen und 
Anlagen zur Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen des 
öffentlichen und privaten Bereichs, insbesondere mit den der 
Allgemeinheit dienenden baulichen Anlagen und Einrichtungen 
des Gemeinbedarfs, wie mit Schulen und Kirchen sowie mit 
sonstigen kirchlichen und mit sozialen, gesundheitlichen und 
kulturellen Zwecken dienenden Gebäuden und Einrichtungen, 
sowie die Flächen für Sport- und Spielanlagen;

3. die Flächen für den überörtlichen Verkehr und für die örtlichen 
Hauptverkehrszüge;

4. die Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung 
und Abwasserbeseitigung, für Ablagerungen sowie für Haupt- 
versorgungs- und Hauptwasserleitungen;

5. die Grünflächen, wie Parkanlagen, Dauerkleingärten, Sport-, 
Spiel-, Zelt- und Badeplätze, Friedhöfe;

6. die Flächen für Nutzungsbeschränkungen oder für Vorkehrun­
gen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im 
Sinne des Immissionsschutzrechts;

7. die Wasserflächen, Häfen und die für die Wasserwirtschaft 
vorgesehenen Flächen sowie die Flächen, die im Interesse des 
Hochwasserschutzes und der Regelung des Wasserabflusses 
freizuhalten sind;

8. die Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen oder für die 
Gewinnung von Steinen, Erden und anderen Bodenschätzen;

9. a) die Flächen für die Landwirtschaft und
b) Wald; v

10. die Flächen, für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft

(3) Im Flächennutzungsplan sollen gekennzeichnet werden:
1. Flächen, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen 

gegen äußere Einwirkungen oder bei denen besondere bauliche 
Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind;

2. Flächen, unter denen der Bergbau umgeht oder die für den 
Abbau von Mineralien bestimmt sind;

3. für bauliche Nutzungen vorgesehene Flächen, deren Böden 
erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind.

(4) Planungen und sonstige Nutzungsregelungen, die nach anderen 
Rechtsvorschriften festgesetzt sind, sowie denkmalgeschützte Mehr­
heiten von baulichen Anlagen sollen nachrichtlich übernommen 
werden. Sind derartige Festsetzungen in Aussicht genommen, sollen 
sie im Flächennutzungsplan vermerkt werden.

(5) Dem Flächennutzungsplan ist ein Erläuterungsbericht beizufü­
gen.

§6
Beschluß über den Flächennutzungsplan, 

Genehmigung und Inkrafttreten 
des Flächennutzungsplans

(1) Die Gemeinde beschließt den Flächennutzungsplan.

(2) Der Flächennutzungsplan bedarf der Genehmigung der Auf­
sichtsbehörde.

(3) Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn der Flächen­
nutzungsplan nicht ordnungsgemäß zustande gekommen oder dieser 
Verordnung oder sonstigen Rechtsvorschriften widerspricht.

(4) Können Versagungsgründe nicht ausgeräumt werden, kann die 
Aufsichtsbehörde räumliche oder sachliche Teile des Flächennut­
zungsplans von der Genehmigung ausnehmen.

(5) Über die Genehmigung ist binnen drei Monaten zu entscheiden; 
die Aufsichtsbehörde kann räumliche und sachliche Teile vorweg 
genehmigen. Aus wichtigen Gründen kann die Frist auf Antrag der 
Aufsichtsbehörde von der zuständigen übergeordneten Behörde 
verlängert werden, in der Regel jedoch nur bis zu drei Monaten. Die 
Gemeinde ist von der Fristverlängerung in Kenntnis zu setzen. Die 
Genehmigung gilt als erteilt, wenn sie nicht innerhalb der Frist unter 
Angabe von Gründen abgelehnt wird.

(6) Die Erteilung der Genehmigung ist ortsüblich bekanntzuma­
chen. Mit der Bekanntmachung wird der Flächennutzungsplan wirk­
sam. Jedermann kann den Flächennutzungsplan und den Erläute­
rungsbericht einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen.

§ 7
Anpassung an den Flächennutzungsplan

Öffentliche Planungsträger (Träger öffentlicher Belange, die förmli­
che Planungsaufgaben wahrzunehmen haben), die nach § 4 Abs. 1 
beteiligt sind, haben ihre Planungen dem Flächennutzungsplan 
insoweit anzupassen, als sie diesem Plan nicht widersprochen haben. 
Macht eine Veränderung der Sachlage eine abweichende Planung 
erforderlich, haben sie sich unverzüglich mit der Gemeinde ins 
Benehmen zu setzen. Die öffentlichen Planungsträger haben der 
Gemeinde die sich aus abweichenden Planungen ergebenden Aufwen­
dungen und Kosten zu ersetzen.

§8
Zweck des Bebauungsplans,

Verhältnis zum Flächennutzungsplan

(1) Der Bebauungsplan enthält die rechtsverbindlichen Festsetzun­
gen für die städtebauliche Ordnung. Er bildet die Grundlage für 
weitere zum Vollzug dieser Verordnung erforderlichen Maßnahmen.

(2) Bebauungspläne sind aus dem Flächennutzungsplan oder 
Teil-Flächennutzungsplan zu entwickeln. Ein Flächennutzungsplan ist 
nicht erforderlich, wenn der Bebauungsplan ausreicht, um die 
städtebauliche Entwicklung zu ordnen.

(3) Mit der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung 
eines Bebauungsplans kann gleichzeitig auch der Flächennutzungs­
plan aufgestellt, geändert oder ergänzt werden (Parallelverfahren). 
Der Bebauungsplan kann vor dem Flächennutzungsplan oder Teil- 
Flächennutzungsplan genehmigt und bekanntgemacht werden, wenn 
nach dem Stand der Planungsarbeiten anzunehmen ist, daß der 
Bebauungsplan aus den künftigen Darstellungen des Flächennut­
zungsplans oder Teil-Flächennutzungsplans entwickelt sein wird.

(4) Abweichend von Absatz 2 kann ein Bebauungsplan aufgestellt, 
geändert, ergänzt oder aufgehoben werden, bevor der Flächennut­
zungsplan aufgestellt ist,
1. innerhalb einer Frist von fünf Jahren nach dem Inkrafttreten 

dieser Verordnung, wenn die Aufstellung, Änderung, Ergänzung 
oder Aufhebung des Bebauungsplans für die geordnete städte­
bauliche Entwicklung erforderlich ist,


